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Neues republikanisches Blatt.
Herausgegeben von Efcher und Ustert.

Band l. X. DXXXVIII. Bern, l. Merz l80v. ftw. Ventôse VIII.)

G e s e z g e b u n g.

Grosser Rath, 21. Februar.

(Fortsetzung.),

Gmür. Henke geht nns die Sache so wenig
an a!s gestern, und die VoilziehungscomniWon, die
an die Grelle des Direktoriums trat, ist berechtigt
ihre Beamten da zu nehmen, »0 sie will: Schon
mancher rechtschaffene Statthalter ist entsezt worden,
ohne daß wir uns in das Geschäft miscyren: Mau
weise diese Bittschrift der Vollziehung zu.

Ben tier weißt nichts anders von Pfenningern,
als daß er vor einem Jahr im Kauto« Baden alles
Lob eingeärndet har: Er stimmt Rellstads ieztem Am
trag bei, welcher angenommen wird.

Die Gemeinde Woüishofen im Kanton Zürich
wünscht wegen ihrer traurigen Lage von den Abgaben
befreit zu werden.

Reilstad fodert Mittheilung an die Vollste-
hung, in der Hoffnung daß fie dieser gedcükten Ge-
meinde so viel möglich Erleichterung verschaffen werde.

Cacti er folgt, «nd freut sich, daß Rellsiab
noch so viel Jutraueu in die Vollziehung hat.

Der Antrag wird angenommen.
Das Disiriktsaericht von Stäffisburg fodert

Auskunft, ob die Holzfrevel und die unerlaubten
Tänze durch die MuniziValitäten oder die Distrjftsgä
richte zu beurtheilen und zu straffen haben.

Hesch fodert Untersuchung durch eine Commission.
Cartier ft dort über die Frage wegen Holzfrevel

Vertagung bis nach Behandlung des Gutachtens,
und Tagesordnung über die zweite Frage, welche im
Munizipalgesez beantwortet ist.

Dieser lech? Ankrag wird angenommen.
Das Kantonsgerîcht Oberland fodert baldige

Polizeigesetze. An die bestehende Commission gewiesen.
Grafenried im Namen einer Commission trägt

darauf an, über die Bittschrift der Hintersäßen von die'Methode der Commission nicht anwendbar ist^
Belp, die sich klagen, willkührlich für eine Armem da hingegen sein Vorschlug mehr mit der ehemalige»
Neuer angelegt worden zu seyn, zur Tagesordnung I hr zwekmäßigen Berner Verordnung von Ao. 7771i" gehen, auf den § des Bürgenechtsgefttzes vomiübereinstimmt. Er behält sich das Recht vor, bei

rz. Febr. Y9 begründet, weil laut näherer eingezogncn
Erläuterung diese Steuer ganz gesezlich ist. — Die
Dringlichkeit wirb erklart.

Legler folgt, bemerkt aber, daß es höchst noth-
wendig wäre, allgemeine Gesetze über die Armenver-
pchgung zu machen, weil nun in vielen Gegenden
die Hinrersäßen Armensieuren zahlen, ohne inftNoch-
fall selbst unterstüzt zu werden.

Ear tier stimmt Leglern bei, und will daher noch
dem Beschluß beifügen, daß bann die armen Hinter-
saßen auf gleiche Art betrachtet werden sollen.

D loes stimmt zum Gutachten und glaubt,
jezt wllwe feds andere Anordnung hierüber sehr nach-
tyeiiig.

Grafenried. Wenn Cartier das Gesez vom
rz. Febr. 99 ganz gelesen yätte, so würde er weder
Einwendungen noch Zusätze gemacht haben: Er be-
harret auf dem Gutachten.

Fierz stimmt Cartiers Meinung bei, weil er
glaubt, dieselbe sey ganz dem Gesez angemessen, und
weil die alten Mißbrauche durchaus nicht beibehalten
werden sollen.

Secretan. Es ist freilich eine Ungerechtigkeit,
daß zuweilen einer zu Unterhaltung von Armeff S'i-
trägt, ohne im Nolhf-ll selbst etwas zu erhalten,
allein gegenwärtig würden wir die fürchterlichste Un-
ördnvng in die meisten Gemeinden hineinbringen,
wenn wir diesen Mißbrauch nicht bestehen lassen woll-
ten: ich stimme zum Gutachten.

Das Gutachten wird unverändert angenommen.
Cartier im Namen der Weidrechtscomnussion

trägt darauf an, in den Vorschlag Bourgeois über
die Aufhebung des Weidrechts nicht einzutreten, son-
der» denselben auf den Canzlemsch zu allgemeiner
Einsicht zu wgen und dagegen das Conimissionalgut-
achten weiter fort zu behandeln.
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Behandlung des Gutachtens seine Einwendungen an-
zubringen.

Deloes stimmt der Commission bei, deren An-
trag angenommen wird.

Der Vollziehungsausschuß übersendet folgende
Botschaft:

Bürger Gesezgeber!
Das Gese; vom ilten Weinmonat 1799 verord

net, daß die Agenten und ihre Gehülfen in Zukunft
aus den Munizipalbcamten gewählt werden sollen.
Es führt also ,ür die lezftrn nochwendig die Ver-
pflichtung mit sich, eine soiche Stelle, wenn sie ihnen
übertragen wird, anzunehmen. Allein diese Zwangs-
Pflicht ist nicht bestimmt im Gesetze ausgedrükt, und

dadurch halten sich die Muni ipalbeamten in verschie.

denen Gemeinden für berechtigt, die Ageneenstellm,
zu denen sie beruffen werden, von sich abzulehnen.
Sie glauben dieß um so viel eher thun zu dörfen,
da sie bei der Uebernahme der Munizipalsteilen keine

Verpflichtung dieser Arr voraussehen tonnten und ge-
beu die den Agenten obliegende Steuerbeziehung, die

bei einer unveihallnißmäßigen Entschädigung häufige
und unangenehme Geschäfte mit sich dringt, als euren wacm. ymrewyeno; .sr aver oie,es meyr oer Mll 1°

Hauptgrund ihrer Weigerung an. Wenn gleich diele ftye icy nicht, wie cure uirzere Prozedur vorgeschla-

Betrachtungen einige Rüksicht zu verdienen scheinen, S-n werden kann, als d-e des Gutachtens ; doch ds

so ist hingeaen die Vorschrift des Gesetzes für die die ^axn-uug des Holzes zum voraus vielleicht zwek-

Unterstatchalter so bindend, daß sie auch bei wenigem »'achg seyn konnte, ,0 stimme ich fur ZurukwesiM
Schwierigkeiten, durch .freiwillige Annahme ihre an oie commissions
Agenten bestellen zu können, sich die Wahl oersewcn Cretan beyarret

fodere meine Schrift zurük, um sie der Versäum-
lung vorzutragen.

Cartier. Der Vorschlag den Secretan der
Commission eingab, beruht auf den Friedensrichtern,
welche wir noch nicht haben; übrigens ist eine solche

allgemeine Holztaxe unausführbar. Doch da diese

Verbalprozesse, die über die Holzfrevel gefodcrt sind,
etwas weitläufig ausfallen mochten, so fodere ich

hierüber Rükweisung an die Commission, zur Verein-
fachung ihres Vorschlags-

Secretan. Die allgemeine Holztaxe ist miß-
verstanden worden.: jede Gemeinde oder Verwalttings-
lammer kann zum voraus eine solche Taxe verfertigen,
daniit dann keine besondere Schätzung mehr erfoder-
lich sey ; ich fodere auch Zurükweisung an die Com-
mission.

Carrard. Wir müssen bei den Holzfrevel-
Prozeduren drei Gegenstände unterscheiden: 1. Der
begangene Frevel selbst; member ist das Zeugniß der

Bannwarken als vollgültig anerkannt. 2'. Die Per-
so« des Frevlers; diese ausfindig zu machen, ha!

etwas mehr Schwierigkeiten : ist der Thäter auf drr

Thar erwischt worden, so ist das Zeugniß des Bann-
wucren hinreichend; ist aber dieses nicht der Fall, s»

ausser dem Mittel der Muni-ipalitäten keineswegs
erlauben dorften.

Der Vollziehungsausschuß ladet Euch daher,
Bürger Gesezgeber ein, dieses Hinderniß des öfftnt-
lichen Dienstes, das ihm von mehrem Kantonen her
einberichtet wird, zu heben, indem Ihr entweder das
Gesez vom iiten Weinmonat anders modifiât, oder
demselben die ausdrükiiche Bestimmung hinzusetzet.,
daß derjenige Munizipalbeamte, weichen die Wahl
des Unterstatthalters zur Agentensteke beruft, auch

zur Annahme derselben verpflichtet sey.

Gruß und Hochachtung!
Folgen die Unterschriften.

Die Botschaft wird an eine Commission gewiesen,
pm in 8 Tagen ein Gutachten vorzulegen; in die

Commission werden geordnet: Secretan, Graf
und Re ll stab.

Die Fortsetzung des Forstgutachtens wird in Be-
rathung genommen.

Z 2g. wird ohne Einwendung angenommen.
§ 29. Secretan. Es ist eine weit einfachere

Methode hierüber nothwendig, und zu diesem Ende
hin ist eine Taxe aller Holzarten und ihrer verschie-
denen Großen crfoderlich ; ich habe hierüber der Com-
mission meine Gedanken schriftlich mitgetheilt, und.

Der § wird der Commission zurükgewiesen.
Adam Wehrlin, voyFrauenfeld, lmThurga»,

foderl Begnadigung von einem Crüninalurtheil.
Diese Bittschrift wird der Vollziehung über-

wiesen.

Iomini, im Namen einer Commission, trägt

darauf an, der Vollziehung zu gestatten, einen klei-

neu Theil eines Gartens des Zollhauses zu Isserte»
zu verkaufen.

Der Antrag wird angenommen.
Er lach er, im Namen einer Commission, legt

ein Gutachten vor, in dem er alles Haustren, bei

Strafe der Confiskarion der Waaren, in der ganze»

Republik verbieten will. -

Cartier fodert Niederlegung auf den Kanzlei-
tisch für 6 Tage.

Erlacher fodert Dringlichkeit, weil wir sobm
möglich die Haustrer und alle diese gefahriichen Men-
scheu, die uns die innere Industrie tsöen, abschalten

müssen.
Das Gutachten wird für 2 Tage auf den Kanjt

leitisch gelegt.

Grosser Rath, 22. Februar.
Präsident: Carrard.

Arb erhält für 10 Tage Urlaub.



5 s»

Fiji. Die Commission der Zehen hat schon ei-
nige male Gutachten vorgelegt, und sie scheint gute
Absichten zu haben, darum fodere ich auf nächste
Woche wieder einmal ein Gutachten.

Kühn. Schon hätte die Commission über das
Kriegswesen einen Bericht ertheilt, wenn nicht von
Seite der Vollziehung noch einige Anzeigen hierüber
erfoderlich wären; sobald diese eingegangen sind
wird die Commission rapportieren.

Fizi ist durch diese Anzeige befriedigt.
B.Samuel Berger, von Schwarzeneck, Dist-

rikt Oberemmenthal, Kanton Bern, fodert für sein
unehiichcs Kind, mit Zustimmung dessen Mutter, völ-
lige Legitimation.

- Pellegrini will entsprechen.
Kühn folgt diesem Antrag, welcher angenom-

men wird.
Die Munizipalität>Urnen, im Distrikt Niederseft

tiaen, Kanton Bern, fodert Bestimmung über Ver-
theilung der Requisitionsunkosteti, Einquartierun-
gen n. d. g.

Lüsch er fodert Verweisung an die hierüber nie-
bergefezte Commission.

Secretan. Der Gegenstand muß getheilt
werden, indem über beide Gegenstände Commissionen
da sind, denen man dieselben zuweisen kann.

Dieser lezte Antrag wird angenommen.
Dem Namensaufruf zufolge, finden sich

Mitglieder anwesend, und folglich gy abwesend.
Kilchmann macht folgenden Antrag:

ganze Tribunale von ihren Stellen entsetzen können-,
ohne vorher den gesezgebenden Räthen die Ursachen
(Motiv) davon anzuzeigen.

Nüce fodert Dringlichkeit über diesen Antrag,
weil man alle Tage von Absetzungen und Entsetzung
gen sprechen hört, und seit anderthalb Monaten
mehr willkührliche Handlungen dieser Art vorfielen,
als unter dem so verruffenen Direktorium während
anderthalb Jahren. Das Volk ist höchst unzufrieden
hierüber, und es hat das Recht, die Ursache zu
wissen, warum seine von ihm gewählten Beamten
abgesezt werden ; wir müssen das Uebel bei derWur-
zel abschneiden. Ich stimme Kilchmanns Antrag bei.

Ander werth fodert auch Dringlichkeit, damit
man sogleich diesen Antrag dem Senate zuweisen
könne, der sich mit der Abfassung einer neuen Consti-
tution beschäftigt, und weichem also dieser Antrag
zugehört.

Kilchmann. Ich fodere nicht Abänderung der
Constitution sondern nur volle Anwendung des ivZ.
Artikels derselben, und darum braucht mein Antrag
nicht dem Senate, ehe er beschlossen ist, überwiesen
zu werden.

Die Dringlichkeit wird beschlossen.
Anderwertfl). Wenn es um eine neue Con<

siitution zu thun ist, so werde ich mich immer einem
solchen §, wie der 105. § unserer Constitution ist,
widersetzen, und dagegen einen Gerichtshof fodern,
der über die Pflichterfüllung der Beamten abzuspre-
chen habe. Iezt aber hat noch die vollziehende Ge-

In einem demokratischen Staate sollen die Bürgerssvalt dieses Recht, und folglich können wir dasselbe
; Rechtschaffen-'so lange wir noch die jetzige Verfassung haben, nichleinzig den Gesetzen unterthänig seyn

heit und Sachkenntniß allein sollen vermögend seyn,
einem Bürger Zutrauen zu schenken. Alle persönliche
und willkührliche Gewalt, kann also in solchen Staa-
ten nicht geduloet werden.

Schon zu oft ist in unserer Mitte über die all-
zugroße (ja mehr als republikanische) Gewalt des
Vollziehungsdirektorüims gesprochen worden: sonder-
bar über den 10Z. Artikel der Constitution, welcher
ihm die Gewalt giebt, öffentliche Beamte, ja sogar
ganze Tribunale abzusetzen, und sie bis zur nächsten
Wahlversammlung wiederum nach Belieben und Will-
kühr zu ersetzen.

Freilich haben wir unter dem Drang der Um-
stände und^ mit den Waffen gezwungen, diese Con-
siitution angenommen, obfchon sie den Grundsätzen
nicht durchaus entspricht, vielwenigcr auf unser ar-
mes Schweizer Länvcken paßt.

BB. Repräsentanten! Schon oft sind wir durch
den Drang der Um,mnde gezwungen worden, mehr
oder weniger von der Constitution abzuweichen. In
dieser Rükficht will ich Ihnen, BB. Repras.,
folgendes zur nähern Untersuchung vorschlagen:

- Der Vollzichungsausschuß soll in Zukunft kein
Hoy dem souveränen Volk gewählten Beamten oder.

/
^ nicht

einschränken. Ich begehre also Tagesordnung über
diesen Antrag, und verlange, daß Kilchmann den-
selben dem Senate übergebe.

Cartier. Nicht nur von Seite der Constitution,
sondern auch von der der Vernunft kann Kilchmanns
Antrag nicht angenommen werden, denn er würde
die größte Verwirrung in der ganzen Republik veran-
laßen; wie wäre es möglich, daß wir über die
Pflichterfüllung der Beamten absprechen, und wo ist
denn das Volk, welches so unzufrieden mit den
Ereignissen des 7. Jan. und seinen lezten Folgen seyn
soll f ich kenne den Kanton Solothuen, und weiß,
daß kaum 100 Bürger in demselben seyn werden, die
hierüber unzufrieden sind. Ich fodere Tagesordnung.

Rellstab sieht in der Constitution kei en Voll-
zichungsausschuß, und begreift also nicht, wie man
sich Mit dieser Kilchmanns Antrag widersetzen kann.
Er will der vollziehenden Gewalt gar keine Entsetzung
gen gestatten, bis dieselbe durch ein Gesez gehörig
bevollmächtigt ist, denn es scheint,' man wolle keine
andern Beamten mehr haben, als solche, die innert
den heiligen Mauren der Städte geboren und erzogen
wurden.

Gmür. Die Stimmnng ist veränderlich, denn



als wir den Beschluß über die Organisation des Voll-
ziehungsausschnsses nahmen, hat Preux den gleichen
Antrag gemacht, wie jezt Kilchmann, aber man
gieng darüber beinahe einmüthig zur Tagesordnung.
Freilich schreyt ein Theil des Volks, aber der kleinere,
und vor dem 7. Jan. hat der größere Theil M
schrycn. Die jetzige vollziehende Gewalt hat noch viele
Wunden zu heilen, die von der vorigen dem Vater-
land geschlagen wurden; man sehe nach Verfiuß von
18 Monaten, ob die jetzige Vollziehung nicht bcsse-

zu regieren verstehe, als die vorige; wer unbefangen
darüber urtheilt, kann jezt schon die Früchte davon
einsehen. Ich stimme zur Tagesordnung über Kilch-
maims Antrag.

Er la cher sieht nichts constitutionswidriges in
Kilchmanns Antrag, und wundert sich nicht, daß
man im Kanton Solorhurn nicht über den 7. Jan.
schreyt; — aber vor einem Jahre wäre ohne Gegen-
Mittel dieser Kanton an die Oestreicher übergegangen.—
Er stimmt Kilchmann bei, doch so, daß die Gründe
der Entsetzung nicht der Gesetzgebung zum voraus an-
gezeigt, sondern nur überhaupt mitgetheilt werden.

Kühn. Laut dem Gest; vom 8ten Jenner trittet
der Vollzichungs-Ausschuß an die Stelle des Direl-
toriums, und also in die gleichen Rechte ein. Der
105. § der Constitution fodert aber bei Entsetzungen
nur Begründung derselben, nicht aber vorläufige An-
zeige davon an die Eesezgebnng, folglich ist Kilch-
manns Antrag außer der Constitution. Was denn
gar die von der Vollziehung selbst ernannten Beam-
ten betrifft, so haben wir hierüber gar nichts zu sa-

gen, weil die Vollziehung für diese ihre Beamten
verantwortlich ist, und also auch volle Gewalt haben
muß, sie zu entsetzen; daß seit dem 7ten Jeuner
mehr Entsetzungen statt hatten, als vorher in ändert-
halb Jahren wäre schwer zu beweisen; ich fodere
Tagesordnung.

Gras stimmt auch zur Tagesordnung, und be-
merkt, daß durch das beständige Schreien über Man-
gel an Antrauen, zulezt dieses geraubt werden kann,
er hofft aber die Vollziehung werde immer sich des
Zutrauens würdig zu machen suchen.

Desloes stimmt Graf bei, und warnet vor
dem ewigen Schreien, die Constitution seye nmge-
worsen; und da wir die wahren Stellvertreter dee
Volks seyen, so liege die eigentliche Gewalt in un-
fern Handen; auf diese Art ist gestern wegen Pftn.
ningers Entsetzung ein constirutionswidriger Schluß
genommen worden, und heute will man uns in den
gleichen Fehler fuhren; er fodert also auch Tages-
»ednung.

Carmintran. Indessen man uns zuschreit, man
mrsse die Willkührlichkeiten hindern, macht man den
Antrag, über alle Gränzen der Constitution hinaus-

zugehen, und uns alle Gewalt in der Republik am
zumaßen. Man gehe zur Tagesordnung.

Man geht über Kilchmanns Antrag zur Tages-
ordnung.

Er I acher will, daß auch seine Motion i»S Mehr
gcftzt werde.

.Kühn. Wenn Erlacher will, daß die Entsez-
zungs-Beschlüsse der vom Volk gewählten Beamren,
begründet seyn sollen, so brauchen wir hierüber kein

Gelez, weil der 10Z. §. der Constitution dieses schon

bestimmt; geht aber der Antrag auf die Entsetzung
der übrigen Beamten, so übersteigt derselbe unsere

Compete»;, weil die Vollziehungs - Beamten ganz
unmittelbar von der Vollziehung abhängen.

Erlacher s Antrag ist also übcrflüßig, und mm
gehe zur Lagesordnung.

Marcacci stimmt Kühn bei.
Secretan glaubt, ungeachtet man über Kilch-

manns Antrag zur Tagesordnung gicng, so könn!

man doch Erlachers Antrag dahin mo üstcirt anneh-

men, daß die Vollziehung ihre Entsetzungsbeschlüsse,
weiche wir zu untersuchen das Recht haben, wie

unser Gesez über das zürcherische Cantonsgerichl
beweißt, der Gesezgebung bekannt mache.

Desloes fordert Tagesordnung, welche eigent-
lich schon beschlossen ist.

D.e Versammlung beschließt, in Erlachers An-

trag nicht mehr einzuwetten.
Cartier. Ungeachtet wir nun den größten Theil

dechMorgens mit einer unnützen Berathung zubrach-'

ren, so muß ich doch auf eine Aeusserung Erlachers
bei diesem Anlaß zurükkommen, indem er behauptet,'
daß vor einem Jahre ohne Gegenmaßregel die Ein-

wohner des Canrons Solothurn größtenthells an oii

Oestreicher übergegangen wären; dieß ist eben saun-
richtig als unklug gesprochen, denn wenn von 5600°
Seelen die Rede ist, so sollte man in seinem Ur-

theile etwas vorsichtiger seyn, und nicht solche un-

richtige Urtheile über sie fällen, die durch so mancht

Thatsache sich selbst widerlegen, ich bitte also Erle-

chern in Zukunft seine Aeusserungen besser zu über-

legen.
Erlacher. Ich ward zu meiner Aeusserung

durch Cartier selbst ausgerufen, der feinen ganB
Canton den 7ten Jenncr huldigen ließ, welches auch

nicht so ganz richtig seyn möchte, und übrigens iß;

die vorjährige Stimmung dieses Cantons bekannt

genug.

^Die Fortsetzung folgt.)
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Der Vsllziehungs-Ausschuß übersendet folgende
Bothschaft:

Bürger Repräsentanten!
Der Vollziehungsausschuß erhält aus allen Kan-

tonen in einstimmigen Berichten die schauervollea
Schilderungen der immer größer werdenden Ver-
schlimnierung der öffentlichen Sitten. Sie schreiben
die Ursachen davon ^en verschiedenen Epochen der
Revolution zu. Diese gab dem Volke die Früheit,
sie lehrte es aber nicht/ sie von der Zügellosigkeit zu
unterscheiden ; weil es vor keinen Gebietern mehr zit-
tern darf, glaubt es weiter keine Pflichten zu erfül-
len zu haben ; mitten unter den sträflichsten Aus-
schwciftmgen beredet es sich gesezmäßige Rechte
auszuüben.

Indem der Krieg unsre Jugend unter die Fah-
N! ruftê/ und sie näher zu den auswärtigen Armeen
führte, verderbte auch er die Sitten derselben. Bei
der Ungebundenheit im Kriegeslager verschwanden
die Ideen von Recht und Ehrbarkeit. Ohne schleu-
niae Vorkehr gegen das Uebel bleibt uns in dieser
Jugend, welche die Hoffnung und Freude des Va-
terlandes seyn sollte, gar bald nichts anders übrig,
als die Elemente einer ausschweifenden und verkehr-
ten Nachkommenschaft. Dringend also ist es sie

wieder zurückzuführen, unter die Herrschaft guter
Maximen und der alten Zucht unsrer tugenoreichen
Vorväter.

Zur Erreichung dieses Zwecks glaubt dee Voll-
ziehungsausschuß die Wiederherstellung der Sitten-
geeichte unumganalich nothwendig die dazu bestimmt
waren, über alle jene Vericuungen der Moralität
und der öffentlichen Anständigkeit zu wachen, die,
als erste Schattierung des Verbrechens, den Nach,
forfchungcn und der Einwirkung der zurechtweisenden
Poüzci entgehen. Das Gefttz kann nur strafen; es

entehrt immer und bessert selten weil es in vast

Resultat bereits eingewurzelter Gewohnheiten ein-
greift. Jene Wachsamkeit und Censur der Sitten-
gerichte hingegen halten die Fertigkeit in ihren Fort-
schritten auf, und bringen die Fehlbaren wieder ins
Geleise, so lange sie noch für Schaam empfänglich
sind.

Sie werden ans dem unten beigefügten Ent-
würfe sehen, baß der Vollziehnugsausschuß auch
die Rcligiousbiener zur Mitwirkung bei der aligemei-
neu Wiedergeburt beruft. BB. Geftzgedcr, es ist
Zeit, jene kläglichen Theorien aufzugeben, die zwi-
scheu Gott und den Menschen, zwischen der Reli-
gion und dem Gesetze eine Scheidewand aufführen
wollen. Geben Sie dem lezteren Kraft und Starre,
durch allen Einfluß der erster:,, und lassen Sie
Hand in Hand, beide die öffentliche Wohlfahrt be-
fördern.

Der Vollziehnugsausschuß schlägt Ihnen vor,
mit Dringlichkeit folgendes zu beschließen :

Art. 1. In jeder Psarrgemttnde soll ein Sitten-
gericht seyn.

2. Dieses Gericht werde durch die Vereinigung
des Geistlichen oder Seelsorgers der Pfarrgemeinde
mit sechs Bürgern gebildet.

Z. Wofern in einer Pfarrgemeinde zur Seel-
sorge mehrere Religionsdiencr angestellt sind, so sind
nothwendig zween unter denselben Glieder des Sit-
lengerichts. Sie stehen sechs Monate im Amte,
und werden hernach durch ihre College« ersezt.

4 Die sechs Bürger, die zu dem Sittenge-
richte bestimmt werden sollen, werden bei jedem er-
ledigten Platze von den Gliedern der Gemeinde aus
drei Candidate» erwählt; die Candidaren schlagen
der Pfarrer oder die Pfarrer vor / die von dem Ge-
richte Beisitzer sind. Wofern nicht irgend ein höhe-
res Hinderniß im Wege steht, so soll jede Gemein»
d.' die zur Pfarrk rche gehört, aus ihrem Mittel
wenigstens ein Mitglied in dem Gericht haben.

Kein anderes bürgerliches Amt giebt das Recht,
sie Stelle eines Mitgliedes bei dem Ssirengerichte
auszuschlagen.

Die Ergänzung der Stellen geschieht nach eöm
chstftn Grundsätzen.



554

5. Die erwählten Mitglieder des Sittengerichts
bleiben an ihrer Stelle vier Jahre, und können im-
mer aufs neue wieder erwählt werden.

6. Jedes Sittengericht erwählt aus seiner Mit-
te den Präsidenten der vier Jahre im Amte
bleibt.

7. Die Glieder dieses Gerichts leisten dem Re-
gierungsstatthalter oder Unterstütthaiter eidlich ein
Handgellibd, daß sie unpartheiisch richten, und alle
diejenigen Vergebungen vor ihr Gericht bringen wob
len, die vor dasselbe gehören.

8. Pfl chtmäß-g versammelt es sich alle vierzehn
Tage; ausserordenklich aber, so oft der Präsident!
sciue Znsamnwnberuftmg zuträglich glaubt. Die Zu-
sammenkunft geschieht in der Kirche Sonntags nach
vollendetem Gottesdienste.

9. Das Gericht erwählt seinen Sekretär ent
weder unter seinen Gliedern selbst, oder ausser sei

nein Schooße. Im leztern Falle wird auch er bcci-

digt. Er bekömmt kein Gehalt.
10. Der Pfarrküster übernimmt die Geschäfte

des Weibcls, oder an seiner Statt übernimmt sie,
wofern es die Umstànoe erheischen, jemand ande.-s.
Das Gericht bestimmt ihm ans den eingehenden
Emoluments» einen gewissen Gehalt, wofern er
nicht auf andere Art hinlänglich entschädiget ist.

11. Die Unkosten wegen der Vorladung, Er-
scheinung u. s. w., bleiben auf dem gleichen Fuße,
wie sie von jeher an Orten, wo Sittengenchce ein-
geführt gewesen, fcstgeftzt wären. Für andere Orte,
wo bisher keine solche Gerichte Statthatten, wird
von der vollziehenden Gewalt ein Tarif zur Bcobach-
tung vorgeschrieben werden.

12. Zur Competenz gehören:
i) Aeusserungen und Handlnngcn, wodurch die

Ehrerbietung gegen den religiösen Kulms ver-
lezt wird, und welche auf die Störung der
Religionsübungen abzielen,

s) Vergebungen gegen väterliche
Pflichten,

g) Polizeiaufsicht über die Jugend,
auf den öffentlichen Unterricht und die Erste-
hdmg in den Schulen.

Liederlichkeit, Schwelgerei', Trunkenheit und
alle jene groben Ausschweifungen, die unter
der Benennung von Aergernissen, die öffent-
liehe Ordnung verletzen.

iz. Die Strafen!, welche ein solches Gericht
aufzulegen befugt ist, bestehen:

i) In der bloßen und einfachen Censur, mit der
Ermahnung, die Aufführung zu verbessern.

In der Censur, unter Beschimpfung und Venire
rheilung, die Unkosten der Vorladung und
Erscheinung zu zahlen.

In einer Geldbusse, angemessen theils dem
Vermögen des Fehlenden, theils der Wich-

4)

Rechte und

in Beziehung

tigkeit des Falls. Diese Geldbusse aber darf
die Summe von vier Franken nicht überste-
gen, und soll nur nach altem Herkommen
auferlegt werden.

14. Auf offizielles Verlangen des Siktengerichts,
sollen ihm die bürgerlichen Authoritäteu Hülfe und
Beistand leisten, es sey nun zur Unterstützung in der
Ausübung seines Amtes, oder zur Handhabung sei-

ncr Urlheilssprüche.
is. Das Sittengericht überweiset an die Mu-

m'zipaiität wiederholte Rülfalle und höhere Vergehun-
gen, bei denen die öffentliche Ordnung in höherm
pralle interessirt ist, und die ohne Gefahr nicht dürft
ten verschwiegen bleiben. Auf eine solche Anzeigung
verfolgt der Prokurator der Munizipalität offiziell den

Fehlenden vor dem competirlichen Richterstuhl, zu-
folge des Gesetzes vom iZ. Febr. 1799.

16. Die Agenten der vollziehenden Gewalt ha-
ben auch über di-ses Gericht eine Aufsicht von gleit
cher Art, wie über andere Gerichte.

Gruß und Hochachtung.

Folgen die Unterschriften.

Cartier. Dem Gesezgeber kann nichts so wich-
tig seyn, als Sittlichkeit des Volks; schon haben
wir von dem hiesigen Kirchenrath einen ähnlichen
Entwurf erhalten, der der Commission über die öf-
femliche Erziehung überwiesen ist, wir müssen das
gleiche auch mit diesem Antrag thun, aber die Com-
mission beauftragen innert 14 Tagen ein Gutachten
vorzulegen; ich glaube aber, es wäre am besten,
das Sittengericht mit den Munizipalitäten zu vecei-
nigen, statt wieder eine neue Behörde aufzustellen.

H «der folgt, und fodert nähere Untersuchung,
weil ihm mehrere §§ dieses Vorschlags unausführbar
z» seyn scheinen, wie z. B. die Geldstrafen.

Desloes folgt, und will in 8 Tagen ein Gut-
achten haben.

Cartiers Antrag wird angenommen.

Den 2z. Febr. war keine Sitzung in beiden Rächen,

2)

s)

Grosser Rath, 24. Februar.
Präsident: Carrard.

Das Distriktsgericht Andelfingen im Kanton Zü-
rich begehrt, daß sich das gesezgebende Corps ver-
wende, daß der entlassene Statthalter Pfenmnger
wieder eingesezt oder die Gründe seiner Entlassung
bekannt geinacht werden.

Das Distriktsgericht Rsgenftorf macht die näm-
lichen Vorstellungen.

Billeter. Ein grosser Theil des Volks im
Kanton Zürich ist mit dem Benehmen des Vollste-
hungsausschuß nicht zufrieden, dagegen ist ein groft
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fer Tbeil der Einwohner de? Stadt desto mehr damit
zufrieden, und diese zeigten daß sie noch die glei-
chen seyen, wie vor 6 Jahren, indem man dort
Feuerwerke abspielte. Man theile diese Schriften
dem Senat mit

Rellstab folgt, und ist getröstet, weil man
ihm schrieb, das Volk erkenne in den entsezttn Be-
amten rechtschaffene Männer, aber dagegen nicht
in denen, die jczt von der Regierung gebraucht
werden.

Erlacher folgt der Verweisung an den Senat,
welche erkannt wird.

B. Bächler von Eggiwyl, wohnhaft zu Mmi
im Canton Bern, beklagt sich, daß der oberste Ge-
richtshof sein Cassationsbegehren verworfen habe.

Man geht zur Tagesordnung.
Nüce erhält auf Begehren zur Besorgung sei

ner Gesundheit i Monat Urlaub.
Die Gemeinden Surpierre, Villeneuve und Fra

ratoud, im Canton Frcybnrg, machen Einwendungen
wider den Verkauf der Nationalgüter der ehemaligen
Vogtei Snrpierre, indem sie bei der Verlehnung
derselben einigen wichtigen Nutzen zogen ; wenn
aber der Verkauf doch Statt haben muß so wün-
schen sie stückweise Versteigerung.

S ecreta n fodert, auf das Verkaufgesctz be-

gründet, die Tagesordnung, oder wenn man einige
Zweifel hat, Verweisung an eine Commission.

Diese Bittschrift wird einer Commission zuge-
wiesen in die geordnet werden: Bourgeois, Broye
und Trösch.

B. Harisson von Burgdorf, ein geborner Eng
lander, schlägt vor, ans den alten unbrauchbaren
Kanonen Münze zu schlagen.

Auf Anderwerths Antrag wird dieser Vor-
schlag dem Vollziehnngsausschuß zugewiesen.

Zwei und zwanzig Präsidenten und Mitglieder
von Munizipalitàten des Distrikts Meylen, im Can-
ton Zürich machen Einwendungen gegen Pfennin-
gers Entsetzung.

An den Senat und die Vollziehung gewiesen.
Folgendes Gutachten Erlachers wird zum zwei-

tenmal verlesen und in Berathung genommen:

An den Senat.
ff" In Erwägung, daß den gesezgebenden Räthen
von erster Behörde ist angezeigt worden, wie schâd-

lich die Hausierer dem angesessenen Handelsmann;
In Erwägung, wie wenig die 8 Fr. Patenten-

gebühr in Betracht zu ziehen sind, gegen den großen
Schaden, den sie bemeldten Handlungsbürgern zu-
fügen ;

In Erwägung, daß auf das Wohl des Ganzen,
und nicht auf einzelne Landstreicher kann Rücksicht
genommen werden;

In Erwägung, daß die Polizei durch die Hau-

sierer geschwächt, daß unter diesem Namen der
Spion, der Vaterlandsverräther der Dieb, der Lüs
genprediger sein Unwesen lange treiben, ehe er ent-
deckt wird;

In Erwägung daß erwiesen ist, wie unter dem
Namen Waarenträger schon viele Dwbstähle seyen
verübt worden, sonderheitlich im Leinn;

In Erwägung daß bei den jetzigen Zeiten
hauptsächlich für die Bürger, so in entfernten Ge-
genden wohnen, muß Sorge getragen werden, daß
sie der Plünderung nicht ausgesezt seyen;

^In Erwägung, daß die Jahrmärkte für Källsee
und Verkäufer besser ausfallen werden;

In Ermägung, daß die Polizei hülfreiche Un-
tersiützung braucht;

Hat der grosse Rath

beschlossen:
Es sollen in Helvetien keine Hausierer, unker

welchem Vorwande es sey, geduldet werden, bei
Strafe der Confiât on ihrer mit sich führenden
Waaren, wovon dem Verleider ein Drittheii, der
Munizipalität ein Drittheil und dem Staat ein
Drittheil zukommen soll.

Pozzi. Dieses Gutachten ist durchaus unan--
nehmbar, denn in vielen Gegenden Helvetiens trei-
ben mehrere tausend Bürger einen -Theil des Jahrs
durch im Auslande das gleiche Gewerbe des Hausie--
rens und wenn wir e n solches Gesez gäben, so
würden wir Gefahr laufen, daß jene unsre Mitbürger
auch ihres Berufs im Auslande beraubt werden
konnten; ich verwerfe dieses Gutachten.

Erlacher vertheidigt das Gutachten, weil die
Hausierer den innern Handel zu Grund richten, und
oft viel Unglück veranlassen, wie die Erwägungs-
gründe zeigen.

Spengler unterstüzt ganz das Gutachten,
denn wenn keine Hausierer mehr da sind, so wer-
den sogleich allenthalben Krämer entstehen.

Anderwerth weiß wohl, daß das Hausieren
sehr ausarthen und in dieser Rücksicht nachtheilig
werden kann allein dieses beweißt nichts anders
als daß Polizei hierüber nothwendig ist, und diese
wird dadurch möglich gemacht, daß wir die Hausie-
rer den Patenten unterworfen haben ; der Vortheil
des Ganzen erfodert Concurrenz, und diese will das
Gutachten unterdrücken. Eben so wichtig sind die
schon berührten äußern Verhältnisse; ich trage daher
auf RückWeisung des Gntachteus an die Commis-
sion an um nur die nöthigen Einschränkungen vor-
zuschlagen.

Secretan ist gleicher Meinung, und findet
das Gutachten der Handlungsfreiheit durchaus zu-
wider; überdem ist er keineswegs der Meinung daß
die Hausierer schädlich oder unnütz seyen; jeder ist
nüzlich, der etwas thut, nur die Müßiggänger sind
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unnütz, und wer auf dem Lande gelebt hat, weiß,
wie willkommen oft einer Haushaltung ein Heruni,
redender Kramer kommt, und wie diesen Bürgern
hie ourch die Unkosten der Verschreibung und des
Transports ihrer kleinen Haushaltungsbedürfnisse
erleichtert wird. Er stimmt Anderwerth bei, dem
auch Bourgeois folgt.

Scho ch. Ich bin im Preußischen gewesen, dort
sind keine, Hausirer, und doch gehn die Sachen,
wenn man den Krämern erlaubt, die Wochenmarkte
zu besuchen, so haben sie sich nicht zu beklagen. Wir
müssen uns vor den Hausirern hüten, sie sind die
besten Spionen, ich stimme zum Gutachten.

De sloes ist Anderwerths Meinung und bee

merkt der Commission, daß sie beauftragt war, dem
frühern Gutachten mehr Detail beizufügen, nicht
aber einen solchen Antrag zu machen.

Perig folgt, und wünscht, daß wir ch der
Abfassung der Gesetze etwas weniger Schimpfworte
brauchen, als dieses Gutachten enthalt, auch will
er keine Confiskationen, die immer ungerecht sind.

Preux verwirft auch das Gutachten, dessen
Verfasser nie in Berggegendcn wohnte, sonst hätte er
nicht einen solchen Antrag gemacht, der den Berg
bewohnern übel bckamme, wenn er angenommen
würde.

Erlacher will um einzelner Cantone willenden
ganzen Handel Helvetiens nicht zu Grunde richten;
er wundert sich über die Unpolitik Secretans, dessen

Eigenthümer des dienstbaren Guts nach Verstnß von
„lo Jahren, von Errichtung des Weidrechts an ges
rechnet, das Recht haben, dasselbe einseitig und
ohne Ersaz aufzuheben, sobald er sein Gut auf

„eine beßre Arc anbauen will."
Anderwerth kann diesem §. eben so wenig

beistimmen, äls demjenigen, den wir der Commis-
sion zurükgewiesen haben, und den sie uns beinahe
unverändert wieder vorlegt; dann durchaus soll nie
ein Contrakt einseitig und ohne Ersaz aufgehoben
werden können; ich fordere aufs neue Rükweisung
an die Commission.

Desto es ist gleicher Meinung; die Constitu-
tion fodert nur daß keine ewigen Beschwerden statt
haben können ohne Loskaufung, nicht aber daß diese
Beschwerden einseitig und ohne Ersaz aufgehoben
werden sollen.

Carra rd. Wenn wir den §. mit dem schon
angenommenen nten K. vergleichen, so werden wir
ihn nicht so ungerecht finden; jener §. bestimmt der
Constitution gemäß, daß keine ewigen Weidrcchte
mehr errichtet wer-den dürfen, aber damit dieser
Grundsaz nicht durch Errichtung von mchrhundert-
jährigen Weiorcchten durchaus bloß eingebildet sey,
mußte ein Zeitpunkt festgesezt werden, für den diese
Beschwerde übernommen werden kann; hierzu ist die
Bestimmung von 10 Jahren sehr zwekmäßig, allein
die Abfassung ist undeutlich, und es ist einzig nöthig
zu sagen, daß keine Weidrechte für länger als 10

Aeusserungen ganz unrichtig sind ; er beharret auf Jahren errichtet werden dürfen
dem Gutachten, denn man denke nur wie viel Scha
d n durch den schlechten KZeesamen durch die Haust-
rer ins Land kam; überhaupt hat das Hausiren so
viele üble Folgen, daß man ganze Bogen hiermit
Äderschreiben lönnte.

Anderwerth beharret auf der Rükweisung,
weil die Vollziehung nur Einschränkungen, nichcgän;-
l ehe Untersagung alles Hausirens von uns for-
derte.

Secretan. Der heilige Eifer Erlachers wider
die Hausirer führt ihn ein wenig über die Schranken
der Anständigkeit heraus; uns warum sollen wir
ganze Cantone, die der Haullrer bedürfen, hierbei
ausser Acht lassen, da Erlachers Behauptung, baß
dadurch die Handlung zu Grunde gerichtet werde,
keineswegs bewiesen ist? Ich beharre auf der Rük-
Weisung, denn auf jeden Fall kann es nicht politisch
seyn, auf einmal viele hundert Familien bvodloo zu
mach-, n.

?as Gutachten wird der Commission zurükge-
wiesen.

Die Fortsetzung des Weidrechts - Gutachtens w rd
jn Berathung genommen.

Die Crmmisson schlägt folgenden neuen §. vor:
»Wenn ein solches Wcidrecht bloß auf eine gewisse

zZcit von Jahren hüt errichtet wurde, so soll deri

An Verwerth beharret, weil wir der Constitu-
tion zufolge nur die Errichtung von ewigen Beschwer-
sen, nicht aber einseitige Aufhebung von bedingten
Verträgen festsetzen können? Es ist also einzig nöthig
zu bestimmen, daß jedes Weidrecht loskänfiich
seyn soll.

Bourgeois folgt, wünscht aber, daß dis
Commission etwas thätiger werde, und man ihr zu
diesem Ende hin, einige Landwirlhe beiordne.

Deslves. Wir müssen hauptsächlich auch dar-
auf Acht haben, daß Gegenden sind, in denen das
Weidrecht uüziich und unentbehrlich ist; ich stimme
aufs neue fur Rükweisung an die Commission, um
die erforderlichen Ausnahmen vorzuschlagen, die Ei-
genthumsrechte besser zu sichern, und dieses Gesez
nicht rükwürkend zu machen.

Secretan findet auch die Abfassung des §.
durchaus unschiklich und stimmt Carrard bei, will
aber bestimmt jeden für länger als io Jahr errich-
ceten Weidrechtsvertrag, der nach Bekanntmachung
dieses Gesetzes errichtet würde, für ungültig erklären,
hierbei ist aber zu bemerken, daß bann die Abfassung,
me übrigen Belehrungen ober Pachtungen ja nicht
mitbegreife, weil wir hier gar nicht in die Pachtn»-
gm eingetretten dürfen.

(Die Fortsetzung folgt.,)
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Fortsetzung.)

Der §. wird der CommlMon zurükgewiesen, um
2 Tage» ein neues Gutachten vorzulegen.

K. 4. An Verwerth. Dieser K. wird durch Ab

Simme des ganzen Volks ist, und viele taufende
mehr wissen als sieben.

^ Rellstab ist gleicher Meinung, und liest eine
Stelle aus einem Brief vor, in der über Schläfrig-
seit der Gcsezgeber declamirt wird, die eine incou-
stitntionelle Gewalt so willkührlich handle» lassen;
nur Liebe zur Ordnung sol! im Kanton Zürich eine
Insurrektion znrükzuhalken.

Hameler weiß wohl, daß man Achtung gegen
öndernng des sten §. durchaus überflüssig. Die!die Vollziehung haben mus?; allein, da man gegen
weitere Berathung wird vertaget. Idas Direktorium geschrien hat, als man glaubte, es

Jomini legt für die begnadigten Vergehen ein.gche über die Schranken seines Rechts ans ; warum
Gutachten vor, welches für 3 Tage auf den Canzleisisollte man nun gegen die jetzige Vollziehung die
tisch gelegt wird

Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.

Grosser Rath, 25. Hornung.

Präsident Carrard.
Das Distriktsaericht von Brugg fodert ein Gesez

über die Vertheilung der Truppen-Einquartierungen
in den Gemeinden.

Graf fode»t Verweisung an die bestehende Com-
mission, um in 6 Tagen ein Gutachten vorzulegen.

Mehrere Mitglieder des Kan-onsZerichts, der
Verwaltungslammer, und des Distrlktsgerichts von
Zürich, klagen ü' er oie Entsetzung Pfenvingers.

Stimmung des Volks nicht unter uns ertönen lassen,
besonders, da alles, was gesagt wurde, aus wah-
rem Patriotismus herfioß? Ein anderer Geist beseelte
uns vor einem Jahr, wo wir fühlten, daß wir nur
durch die Revolution glàêîich seyn können; jezt scheint
man in den alten Chaos zurukkehren zu wollen; allein
nicht Anarchie wollen wir aber den Patriotismus
umerstützen, und nur darum ist man unzufrieden,
wenn rechtschaffne patriotische Beamte ohne Grund,
oder wenigstens ohne bekannte Gründe cntftzt werden.

Gmür. Einzelne Briefe sind nicht die Ssim-
mung des Volks, so wenig als das Rufen einzelner
Schreier; alle diese Sachen gehen uns nichts an;
bie Statthalter hangen nicht von uns, sondern von
der Regierung ab, und also ist es durchaus nnschtt-

Vil le ter. Bald wird die aufgeklärte Welt à sich, daß wir uns so oft und so lanae mit dicftm
sehen, daß Pfenninger aus Verfolgungssystem und Hegen stand befassen; ich stimme für Mittheilung cm
niclit weaen Nnmoralitât entfett wurde. denn diese Notlikelsimasunssi-sinst.nicht wegen Unmoraiität entsezt wurde, denn diese
häufigen Bittschriften beweisen, daß dieser Bürger
das Zutrauen des Volks und der Beamten besaß;
man weise die Sache dem Senat zu

Beutler folgt, und g ebt nochmals Psennin-
gern das beste Zeugniß als Commissar im C. Baden-

Fierz folgt Billigern.
Desloes fodert Verweisung an die Vollzle-

hung und bittet, daß man etwas vorsichtiger mit
den öffentlichen Aeusserungen sey, weil auf dftse Art
Mißtrauen und Unordnung in der ganzm Republik
entstehen könnte.

den Vollziehungsausschuß.
Hemmeler. Es ist nnschiklich, Männer, dis

mit Freimüthigkeit im Namen des Volks sprechen,
Schreier zu nennen, denn gesezt auch, sis sprechen
w einem etwas ungewöhnlich lauten Thon, so ge-
schiebt es nur darum, weil sie aus Patriotismus
warm sind, wenn sie für Befriedigung des Volks-
willens sprechen.

Secret an fodert dringend Abstimmung. Die
Zuschrift wird der Vollziehung überwiesen.

Der Senat verwirft den Beschluß, der die Voll-
Ziehung auffordert, die Gründe von Pfenningers Ent-Billeter beharret, weil diese Aeussenmgesi^fttzung der Teftzaebung mitzutheilen.
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B il le te r. Es scheint, der Senat billigt die
Willkührlichkeiten des Vollziehungsausschusses; weil
wir die Gründe dieser Entsetzung nicht wisse» dur-
fen, so bleibt uns doch das Recht der Vermuthung
übrig, und ich erkläre öffentlich, daß ich Pfenningern
für einen der rechtschaffensten, biedersten, unbestech,
liebsten Patrioten und wackern Volksfreund, und als
einen Feind der Oligarchen ansehe, und daher
kommt wahrscheinlich seine Entsetzung. (Ruf zur
Ordnung und von anderer Seite zur Unterstützung.)

Die französische Abfassung von Eschers Wasser-
bau-Gutachten wird verlesen, und für 6 Tag auf
den Canzleitisch gelegt.

Abraham Desounaz, ehemaliger Hinterfuß von
Wiflisburg im Canton Fryburg, fodert Entscheidung
über seine früher eingesandte Bittschrift, in der er
fkch über Vernachlaßigung der Gemeinds - Waldun-
gen beklagt.

Secretan. Die erste Bittschrift blieb ungele-
sen, weil sie nicht gestempelt war; man weise die
Sache an die Vollziehung. Angenommen.

Wildbergers Antrag (Siehe gr. Rath: Siz-
jung vom 4ten Hornung.) wird zum zweitenmal ver
lesen.

Wildberger fodert nun selbst Verweisung seines
Antrags an die Commission, welche über die Psarr
besoldungen niedergcsezt ist. Angenommen.

Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung

Grosser Rath, 26. Febr Ha r.

Präsident: Carrard.
Die Gemeinde Stäfisburg, im Kanton Bern, klagt

scher unregelmäßige Vertheilung der Einquartierungen
und Kriegslasten.

Kaufmann v. Stäfisb. fodert Verweisung an
die bestehende Commission.

Rellstab glaubt, es sey schon ein Geftz hier-
über vorhanden.

Anderwerth. Alles ist verworfen worden,
was hierüber gemacht ward, und also weise man
diese Bittschrift der bestehenden Commission zu.

Dieser lezte Antrag wird angenommea.
Die Gemeindsverwaltung von Wangen, bei Wil-

sssau im Kanton Luzern, fodert Vertheilung aller Ge-
meindsgüter.

An die bestehende Commission gewiesen.
Christian Lah mann und Joh. Lüthi, von

Gignau, im Kanton Bern, klagen, daß ihnen von
der Munizipalitàt Bern aufgekaufte Butter wegge-
nommen wurden, die sie in den von Lebensmitteln
entblößten Kantonen verkaufen wollten, und glauben,
dieß fty der Gewerbsfreiheit zuwider

Anderwerth. Ueberall wo Polizei ist, nmß, „ -

gegen den Fürkaus Sorge getragen werden, allein Gewalt ober ihre Agenten geschehe, denn sie fodert
àicr scheinen einige besondere Umstände eingetreten zmTrennung der Gewalten, und sie erlaubt der voll,

seyn, die wir untersuchen, und also an eine Com,
mission weisen müssen.

Hämmeler stimmt Anderwcrth bei, glaubt
aber, die Stadtbewohner könne» keine Vorrechte mehr
auf ihren Markten genießen.

Augspurger ist ganz Hämmelers Meinung.
Gras stimmt Anderwerth bei, denn man muß

gegen den Fürlauf strenge seyn; übrigens bedaurt
er, daß wir noch keine Polizeigesetze haben.

Desloes folgt Graf.

^ Nüce ist gleicher Meinung, und fodert bis
Samstag sin Gutachten-

Der Gegenstand wird an eine Commission ge,
wiesen, und in dieselbe geordnet: Anderwerth, Graf,
Augspurger, Rellstab und Jomini.

Der VoUziehungsausschuß übersendet folgende
Bothschaft:

Burger Gesezgeber!
Der Vollziehungsausschuß glaubt sich verpflich,

tet, die Aufmerksamkeit des gesezgebenden Corps auf
das Geftz vom 22. Jan. 1799 zu lenken, welches
die Ablehnung solcher Tnbunaiien betrifft, die man
für partheiisch ansehen könnte. Dieses Geftz scheint
die consiicutionellen Grundlagen zu erschüttern; es
scheint eben so gefährlich in seiner Anwendung, als
unvollständig in der Anordnung zu seyn.

Es nimmt zum Grundsatze an, daß, wofern
nach den Gesetzen ein gesammtes Tribunal als nicht
unparthensch über einen Prozeß nicht entscheiden
kann, aisdann die vollziehende Gewalt oder ihre
Agenten den Partheien drei Tnbunalien vorschlagen
sollen, unter oene» sie auswählen könnten.

Hier aber entsteht die Frage: wer soll über
diePartheilichkeit oder Unparteilichkeit eines Gerichts
entscheiden? Blos ein hierüber von einer der Par-
thcien vorgelegtes einfaches Begehren ist ohne Zwei,
fel nicht hinlänglich, um ihrer Absicht zu entspre,
chen, denn die für alle Partheien gleichförmige
Justiz handhabt die Gleichheit der Rechte für die
eine wie für die andere, und sie läßt nicht zu, daß
die Bürger der Ränkesucht und Willkühr biosgestellt
werden, denen eine gute Geftzgebung steuern soll.

Zufolge eines Grundgesetzes soll jeder von dem
Richter seines Wohnorts gerichtet werden können.

Jedem Bürger ist daran gelegen, daß er ohne
gesezliche Ausnahme nicht seinem natürlichen Rich,
ter entzogen werde. Er muß asio das Recht haben,
gegen die Gründe seiner Gegenpartei, die ihn vor
ein anders Gericht ziehen will, Einwendungen zu
machen; er muß die unrichtigen Folgerungen bestrei,
tm können, die dieses aus dem Gesetze ziehen möchte.
Der daraus entstehende Widerstreit muß von einer
compétente» Behörde entschieden werden. Die Con,
stitution gestattet nicht, baß es durch die vollziehende
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ziehenden keine Ausübung der richterlichen. Die An-
Wendung der Gesetze aber, auf irgend einen gegebe-
nen Fall, kömmt durchaus der richterlichen Gewalt
zu, und dieser leztern wüd das gesezgebcnde Corps
alle dieieuigen Geschäfte zueignen die z» den Zwei-
gen derselben gehören.

Das Gesez vom 22. Jan. scheint diese ganz un
terschiedenen Verrichtungen zu vermischen, indem es
der vollziehenden Gewalt das Vermögen zuschreibt,
über eine der wichtigsten Fragen zu entscheiden, wel-
ches beim geringsten Mißbrauche das Eigenthum und
die persönliche Sicherheit der Bürger bedrohen würde.

Auch ist dieses Gesez unvollständig. Es übergeht
nemlich mit Stillschweigen den Fall, wo ein Tribu-
nal kann als Parkhei angesehen werden, und es wei-
set keine Authorilaten, die das Tribunal anzeigen
könnte, vor welches ein solcherjFall gebracht wer-
den müßte.

Der Vollziehnngsansschnß hält dafür, die Com-
peten; zur Entscheidung solcher Fragen komme nur dem
obersten Gerichtshöfe zu. Vollständig ist die Hierar-
chie der richterlichen Gewalt. Mit Genauheit sind
ihre Verrichtungen unterschieden. Ihre Unabhängigkeit-
formirl die Grundlage, auf welcher die Garantie' der
bürgerlichen Freiheit ruht. Ueber die Fragen, wegen
Zurükweisung von dem einen Gerichte zum andern,sthrer
über die Fragen, wegen Partheilichkeit und begründe-
ten Verdachts, und über Fälle, wo ein Gericht als
Parthei kann angesehen werden, kann also nur der
oberste Gerichtshof entscheiden

indessen stimmt auch er für nähere Untersuchung durch
eine Commission.

Die Bothschaft wird an eine aus den BB. Se-
cretan, Vonflühe, Wildberger und Lüscher bestehende
Commission gewiesen.

Der Vollziehungsausschuß übersendet eine Zus
schrift von 82 Bürgern von Romainmottier und Orbe,
die über die Begebenheiten vom 7. Januar ihre Freude
bezeugen.

Die Zuschrift wird dem Senate mitgetheilt.

(Die Fortsetzung folgt.)

Der Vollziehungsausschuß ladet Sie ein, BB.
Gesezgeber, in Ihrer Weisheit diese Grundsatze zu
prüfen, und über einen Ggeustand, der Ihrer sorg-
faltigsten Aufmerksamkeit so würdig ist, eine Ent-
scheidung zu geben.

Gruß und Hochachtung.
Folgen die Unterschriften.

Se.cretan ist nicht der Meinung des Verfassers
bieftr Bothschaft, und wundert sich, warum man
immer unsere Gesetze nicht verstehen, und uns von
denselben immer zurükkommen machen will; wenn
ein Gericht als parkheiisch angezeigt wird, so urtheilt
das Gericht selbst über diese Ausschlagung, und wenn
man mit diesem Urtheile über die Partheilichkeit nicht
zufrieden ist, so appellirt man an die Kantonsge-
richt.'. Von gleicher Art ist die zweite Frage, deren
man uns noch manche der Art vorlegen könnte, da

wir noch keine Civilprozebnren haben; diese Urtheile
an den obersten Gerichtshof zu weisen, kann gar
nicht angehen, weil dadurch die ungeheurste Weitläu-
figkcit über die bloßen Vorfragen entstünde. Indes-
sen kann man die Sache durch eine Commission un-
tersuchcn lassen.

Desloes findet die Sorgfalt der Vollziehung
sehr lobenswürdig, und deren Vorschlag zwekmäßig,

Inländische Nachrichten.'
Die Mumzipalitat Aussersihl bei Zürich, an den

Vollztehmlgörath in Bern.

B. Präsident, BB. Vollziehungsräthe!

Eine der kleinsten Mnnizipalitäten Helvetiens
wagt es, sich an Sie zu wenden — überzeugt, daß,
so wie der große Schöpfer der Welt auch das kleinste
seiner Geschöpfe seiner väterlichen Fürsorge würdigtz
die ersten Väter des Staates auch die geringste«

Mitbürger anhören, und gerecht beurtheile»
werden.

Zwar schien es fast verschwunden zu seyn, das
Zutrauen zu unserer Regierung — und sie verdiente
es auch nicht mehr! Wem haben wir das Unglük
unsers Vaterlandes— wem alles namenlose Elend zu
danken, in das wir leider versunken sind? — Dörfte
es sich wieder ermuntern, dörfte es wieder auflebe«
dies so nöthige und unentbehrlich Zutrauen der Bür-
ger zu ihrer Regierung — so ist es gewiß nur durch
Ihre weisen, kraftvollen, edlen, thätigen Bemühun-
gen, daß wir hoffen dürfen, Gottes allmächtige Für-
sehung werde die schrcklichen Wunden wieder heilen,
die Partheigeist und Rachsucht unserm Vaterland ge,
schlagen haben.

Mitten in diesen schrcklichen Stürmen war unsre
Gemeinde eine derjenigen, die durch ihre Lage noth-
wendig am meisten leiden mußten. Unsere gewissenhaft
aufgenommene, und ans verschiedne an uns gelangte
Aufforderungen, eingegebene Berechnung des Kriegs-
schadens vom verwichenen Jahr belauft sich auf eine
Summe von 60,000 Gl., ohne die Einquartierung und
Requisitions-Fuhrwerke zu rechnen. — Diese zufam-
men übersteigen fast alles, was man sich von dem Vers
mögen unserer Gemeindsbürger vorstellen konnte.

Diese Aufoperungen alle waren aber noch wem;
in Vergleich der traurigen Nothwendigkeit, in die ein
grosser Theil unserer Bürger geftzt ward, zur Erret-
tung des Lebens sein Haus und Heimath zu verlas-
sen, und unter fremdem Obdach Schuz und Hülfe
zu suchen. So brannte z. B. am 15. Iunius lezten
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